
So zeigt z. B. die Einführung der neuen Strafarten 
der bedingten Verurteilung und des öffentlichen Tadels, 
wie notwendig es ist, die Bestrafung bei mehrfacher 
Gesetzesverletzung, ausgehend von der Realität des 
gesellschaftlichen Lebens, völlig umzugestalten. Es 
kann durchaus gegen einen Bürger, der zwei minder 
gesellschaftsgefährliche Straftaten — unter Umstän­
den sogar gegen verschiedene Objekte gerichtet — be­
gangen hat, der Ausspruch einer bedingten Verurtei­
lung gerechtfertigt sein. Nur auf Grund der Gesamt­
würdigung seines strafbaren Verhaltens und seiner 
Person kann dies richtig entschieden werden. Es wäre 
aber undialektisch und damit falsch, etwa die beiden 
strafbaren Handlungen isoliert zu betrachten und damit 
zu zwei Strafaussprüchen mit allen möglichen Rechen- 
exempeln für die Bildung einer „Gesamtstrafe“ zu 
kommen. Die Prinzipien des sozialistischen Strafen­
systems durchbrechen hier bereits die formalen Gren­
zen der bürgerlichen 'Konkurrenzlehre, wie sie im 
StGB ihren Niederschlag gefunden hat. Entsprechendes 
gilt für die abzulehnende Theorie vom „Fortsetzungs­
zusammenhang“; sie deckt am deutlichsten den forma­
len Charakter des bürgerlichen Handlungsbegriffs auf, 
nach dem — entgegen der objektiven Wirklichkeit — 
mehrere menschliche Handlungen eine konstruierte 
einheitliche Handlung im juristischen Sinne darstellen.

Audi die Schaffung einer völlig neuen Rückfall­
regelung in § 30 Abs. 2 Buchst, c StEG, die von der 
Gesellschaftsgefährlichkeit der früheren Straftaten 
ausgeht und deshalb nur solche Freiheitsstrafen als 
Rückfallvoraussetzungen kennt, die noch nicht im Straf­
register getilgt sind, zeigt bereits die Überwindung der 
im StGB geltenden formalen Rückfallregelung. Damit 
wird aber auch im Interesse eines einheitlichen Rechts­
systems deren baldige Beseitigung notwendig. Schließ­
lich zeigt in diesem Zusammenhang die wichtige 
weitere Augestaltung der Konsequenzen des mate­
riellen Verbrechensbegriffs in § 30 Abs. 3 StEG die 
Abkehr von einer rein formalen Wertung gesetzlicher 
Erschwerungsumstände bei schweren Fällen. Damit' 
wird z. B. ausgeschlossen, daß selbst die geringfügigste 
neue Straftat rückfallbegründend ist. Diese Festlegung 
gewinnt über die im Einzelfall getroffene Festlegung 
hinaus prinzipielle Bedeutung für das gesamte Straf­
recht. II.

II. Die bisherigen Arbeiten am sozialistischen Strafrecht
Das Strafrechtsergänzungsgesetz regelt die Haupt­

fragen der sozialistischen Gesetzlichkeit im Strafrecht. 
Es ist nach den früheren Teilgesetzen auf dem Gebiet 
des Strafrechts, wie der WStVO und dem Volkseigen­
tumsschutzgesetz, das erste umfassende sozialistische 
Strafgesetz und um so bedeutungsvoller, als es erst­
malig allgemeine Fragen eines sozialistischen Straf­
rechts löst. Deshalb drängte sich, je weiter die gesetz­
geberischen Arbeiten am StEG fortschritten, die Not­
wendigkeit der Erörterung der Grundprinzipien für 
die Gesamtkodifikation eines sozialistischen Strafrechts 
auf. Aus dieser Erkenntnis heraus wurde Ende Okto­
ber 1957 im Ministerium der Justiz unter Leitung des 
Ministers eine Kommission von Praktikern der drei 
zentralen Justizorgane und Wissenschaftlern gebildet, 
die mit der Diskussion der Grundfragen eines sozia­
listischen Strafrechts begann. Für die Kommission be­
stand zwar keine Terminstellung, sie nahm ihre Arbeit 
jedoch mit dem Ziel auf, wertvolle Vorarbeiten für die 
Ausarbeitung eines sozialistischen StGB zu leisten. Die 
starke Beteiligung der Wissenschaftler an dieser Kom­
mission sollte von Beginn an zu wissenschaftlichen 
Auseinandersetzungen und Untersuchungen in den 
Strafrechtsinstituten und dem DIR, Abteilung Straf­
recht, und gleichzeitig auch zu der geplanten breiten 
öffentlichen Diskussion führen.

Die Kommission behandelte bisher Probleme des 
Allgemeinen Teils eines sozialistischen Strafgesetz­
buchs: Materieller Verbrechensbegriff, Ausschluß der 
Gesellschaftsgefährlichkeit wegen Geringfügigkeit und 
mangels schädlicher Folgen der Handlung, Rechtferti- 
gungs- und Strafbefreiungsgründe, Probleme der 
Schuld, insbesondere ihrer Formen, und der Zurech­
nungsfähigkeit usw. sowie Fragen der Ausgestaltung 
eines sozialistischen Strafensystems.

. Die Diskussion dieser Komplexe in der Kommission 
wurde durch umfangreiche Referate und Untersuchun­
gen vorbereitet, z. B. über das Wesen der Straftaten 
unter unseren gesellschaftlichen Bedingungen, über 
Probleme der Strafe und des Strafvollzugs einschließ­
lich Vorschlägen für ein sozialistisches Strafensystem, 
über Fragen der Schuld, insbesondere der Erarbeitung 
eines wissenschaftlich exakten Fahrlässigkeitsbegriffs. 
Auch rechtsvergleichende Darstellungen, Auswertungen 
insbesondere der Gesetzgebung und Literatur der 
sozialistischen Länder sowie eine kritische Übersicht 
über die Grundprinzipien der westdeutschen Straf­
rechtsreform gehörten dazu.

Die bisher in der Kommission ausführlich behandelte 
Problematik wichtiger Fragen des Allgemeinen Teils 
eines sozialistischen StGB, die schon erarbeiteten 
Grundprinzipien und direkt formulierten Ergebnisse 
sind der Öffentlichkeit noch nicht zugänglich gemacht 
und demzufolge auch noch nicht in breiterem Rahmen 
diskutiert worden. Das liegt daran, daß die Wissen­
schaftler den erteilten Aufträgen zur Publizierung ver­
schiedener Arbeiten nicht nachkamen und auch den wis­
senschaftlichen Meinungsstreit nicht in die Strafrechts­
institute trugen oder dies zumindest keine Ergebnisse 
zeitigte. So kam es aus der wissenschaftlichen Arbeit 
heraus nicht zu konkreten Vorschlägen für die Gesetz­
gebung. Dies ist um so bedauerlicher, als alle sechs 
Leiter der Institute für Strafrecht an den Universi­
täten und der Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft bzw. dem DIR der Kommission angehörten und 
Aufträge zur Publizierung ihnen bereits Anfang 
des Jahres von der Kommission erteilt wurden. Die 
öffentliche wissenschaftliche Diskussion könnte also 
schon seit einem dreiviertel Jahr im Gange sein. Dieser 
Tempoverlust muß beschleunigt aufgeholt werden.

III. Einige der bisher in der StGB-Kommission 
diskutierten Grundprobleme

Ohne auf die gesamte Problematik eingehen zu 
können, sollen im folgenden kurz einige der wichtig­
sten Ergebnisse der bisherigen neun Kommissions­
sitzungen mitgeteilt werden, wobei zu betonen ist, daß 
zu den Einzelfragen in der Fachpresse noch ausführ­
liche Artikel erscheinen werden und eine umfassende 
wissenschaftliche Diskussion zu führen sein wird.

1. Ü b e r  d a s  V e r b r e c h e n
In scharfer Diskussion standen sich bei der Erörte­

rung des Wesens der Straftat und ihrer begrifflichen 
Festlegung zwei Meinungen gegenüber, ohne daß eine 
endgültige Klärung erzielt werden konnte. Die Ver­
treter der Praxis waren der Auffassung, daß unab­
hängig von gesetzlicher Festlegung und über sie 
hinaus bei Fehlen der wichtigsten Eigenschaft der 
Straftat, der Gesellschaftsgefährlichkeit, eine Hand­
lung eben keine Straftat ist. Diese Konsequenz ergibt 
sich unmittelbar aus dem materiellen Straftatsbegriff, 
der eine gesellschaftsgefährliche Handlung voraussetzt. 
Die Richtigkeit dieser Auffassung wird dadurch bestä­
tigt, daß schon vor Existenz des § 8 StEG als Schluß­
folgerung aus dem materiellen Straftatsbegriff eine 
Handlung, die formal gegen ein Strafgesetz verstieß, 
aber geringfügig war und keine schädlichen Folgen 
zeitigte, nicht als Straftat behandelt wurde. § 8 StEG 
bringt nur die gesetzliche Regelung e i n e r  Konse­
quenz des materiellen Straftatbegriffs. Eine weitere 
Folgerung ist z. B., daß Kritik/äls eine der Gesellschaft 
nützliche Handlung niemals strafbares Verhalten sein 
kann. Genauso, wie ohne gesetzliche Festlegung der 
materielle Straftatbegriff das Vorliegen einer Straftat 
bei nur formaler Erfüllung eines Tatbestands aus­
schließt, wenn die Gesellschaftsgefährlichkeit fehlt, 
gilt dies unter der gleichen Voraussetzung auch für 
solche Fälle, die nicht besonders gesetzlich geregelt 
sind. So ergibt sich z. B. aus dem Begriff der Straftat, 
daß der ordnungsmäßige Eingriff zu Heilzwecken nie­
mals eine gesellschaftsgefährliche Handlung ist, unab­
hängig davon, ob dies strafgesetzlich ausdrücklich 
geregelt ist oder nicht.

Die Vertreter der Wissenschaft dagegen waren — 
wenn ihre Auffassungen ohne Berücksichtigung einzel­
ner Verschiedenheiten vereinfacht und auf den Kern
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